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Erste Änderungssatzung zur  
Promotionsordnung der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe 

vom 05. Mai 2015 

 

Auf Grund von § 38 Absatz 4 Satz 1 des Landeshochschulgesetzes Baden-Württemberg 
(LHG) vom 01.01.2005 (GBl. S. 1) zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. April 2014 (GBl. S. 
99) hat der Senat der Pädagogischen Hochschule Karlsruhe am 05. Mai 2015 folgende Än-
derung der Promotionsordnung vom 02. Dezember 2014 beschlossen. 

Die Rektorin hat am 11. Mai 2015 zugestimmt. 

 
Artikel 1 
In der Inhaltsübersicht erhält § 19 folgende Überschrift: 

 
§ 19 Rücknahme der Zulassung, Ungültigkeit der Promotionsleistungen und Aberken-
nung des Doktorgrades 
Artikel 2 
§ 19 erhält folgende Fassung: 

(1) Ergibt sich vor Aushändigung der Doktorurkunde, dass der Bewerber über eine Zu-
lassungsvoraussetzung getäuscht hat oder dass wesentliche Zulassungsvoraus-
setzungen unzutreffend als gegeben angenommen worden sind, so kann der Promo-
tionsausschuss auf Antrag die Zulassung zur Promotion zurücknehmen.  

(2) Ergibt sich vor Aushändigung der Doktorurkunde, dass der Bewerber bei einer Pro-
motionsleistung getäuscht hat, so kann der Promotionsausschuss diese Promotions-
leistung oder alle bisher erbrachten Promotionsleistungen für ungültig erklären oder in 
schweren Fällen die Zulassung zur Promotion zurücknehmen.  

(3) Der bereits verliehene Doktorgrad kann nach geltenden landesrechtlichen Bestim-
mungen entzogen werden, wenn nachträglich einer der in den Absätzen 1 und 2 darge-
stellten Sachverhalte festgestellt wird. Soweit dort eine Zuständigkeitsregelung fehlt, ist 
der Promotionsausschuss zuständig. 

(4) Vor der Beschlussfassung ist die betroffene Person zu hören. Der Beschluss ist zu 
begründen und der betroffenen Person mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen.  
 

Artikel 3 
Die Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Karlsruhe, den 11. Mai 2015 

 

gez. 

Dr. Christine Böckelmann 

Rektorin 
 


